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Lange Schlangen vor Damentoiletten - Benachteiligt das nordrhein-westfälische Bau-
recht Frauen bei Großveranstaltungen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Fachkommission Bauaufsicht der Bauministerkonferenz hat 2025 einen Entwurf zur Än-
derung der Musterverordnung über den Bau und Betrieb von Versammlungsstätten (MVStät-
tVO) vorgelegt. Die geplanten Änderungen betreffen unter anderem den Brandschutz, die Bar-
rierefreiheit sowie die Anforderungen an Sanitäranlagen in Versammlungsstätten. 
Mit dieser Änderung wird bundesweit auch verstärkt über die Ausgestaltung von Sanitäranla-
gen in Versammlungsstätten diskutiert. Bei Kultur-, Sport- und Großveranstaltungen treten re-
gelmäßig erhebliche Unterschiede bei den Wartezeiten vor Damen- und Herrentoiletten auf. 
Während Männer häufig kurzfristig Zugang zu Sanitäranlagen haben, müssen Frauen oftmals 
deutlich längere Wartezeiten in Kauf nehmen. Als Ursachen werden unter anderem unter-
schiedliche Nutzungsdauern, die Verfügbarkeit von Urinalen sowie verschiedene tatsächliche 
Nutzungsbedarfe genannt. 
Die Diskussion wird zunehmend unter dem Begriff der „Toilettenparität“ geführt. Ziel entspre-
chender Ansätze ist nicht zwingend eine identische Anzahl von Sanitäranlagen für Frauen und 
Männer, sondern die Schaffung vergleichbarer Nutzungsmöglichkeiten und Wartezeiten. 
Einige Bundesländer haben die Debatte bereits aufgegriffen. Sachsen-Anhalt, Rheinland-
Pfalz, Brandenburg und Schleswig-Holstein haben entsprechende Regelungen bereits vor län-
gerer Zeit eingeführt. Bayern hat darüber hinaus das Ziel einer stärkeren Toilettenparität bei 
der Umsetzung der neuen Regelungen politisch aufgegriffen.1 Die Frage einer bedarfsgerech-
ten Ausgestaltung von Sanitäranlagen wird damit zunehmend Gegenstand konkreter gesetz-
geberischer Entscheidungen der Länder. 
Für Nordrhein-Westfalen besitzt diese Entwicklung besondere Bedeutung: Als bevölkerungs-
reichstes Bundesland verfügt es über zahlreiche Stadien, Arenen, Veranstaltungshallen und 
weitere Versammlungsstätten mit Millionen Besucherinnen und Besuchern pro Jahr. Gleich-
zeitig verfolgt die Landesregierung nach eigenen Angaben das Ziel, Gleichstellung als Quer-
schnittsaufgabe zu verstehen und bestehende Benachteiligungen abzubauen. 

 
1 Tagesschau: Bayern. Schlange vor Frauen-WC: Landtag stimmt für Parität bei Toiletten, 19.05.2026, abgerufen 

unter: https://www.tagesschau.de/inland/regional/bayern/br-schlange-vor-frauen-wc-landtag-stimmt-fuer-paritaet-
bei-toiletten-102.html (letzter Zugriff: 02.06.2026).  
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Es ist daher von Interesse, welche Erkenntnisse der Landesregierung über die tatsächliche 
Situation in Nordrhein-Westfalen vorliegen und welche Position sie im weiteren Reformprozess 
einnimmt. 
 
 
Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung hat die Kleine Anfrage 
8150 mit Schreiben vom 7. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu unterschiedlichen Wartezei-

ten vor Damen- und Herrentoiletten bei Kultur-, Sport- und Großveranstaltungen 
in Nordrhein- Westfalen vor? 

 
Der Landesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 
 
 
2. Welche Position hat das Land Nordrhein-Westfalen in den Beratungen zur  

Novellierung der Musterverordnung über den Bau und Betrieb von  
Versammlungsstätten vertreten? 

 
3. Wie bewertet die Landesregierung die in der Entwurfsbegründung vertretene  

Auffassung, dass die bisherigen Vorgaben zur Bemessung von Toilettenanlagen 
den tatsächlichen Nutzungsbedingungen vieler Veranstaltungen nicht ausrei-
chend Rechnung tragen? 

 
4. Welchen Handlungsbedarf sieht die Landesregierung, die bestehenden  

Regelungen zur Bemessung von Sanitäranlagen in Versammlungsstätten stärker 
an tatsächlichen Nutzungsbedarfen auszurichten? 

 
5. Welche Schlussfolgerungen zieht die Landesregierung aus dem einstimmigen Be-

schluss des Bayerischen Landtagsausschusses zur stärkeren Berücksichtigung 
eines gleichwertigen Zugangs zu sanitären Anlagen? 

 
Die Fragen 2 bis 5 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
In Nordrhein-Westfalen kommt seit Januar 2017 für die Bemessung die VDI-Richtlinie 6000 
Blatt 4 zur Anwendung.  
Zur Erläuterung der unterschiedlichen Wirkungen: 
Während der geltende § 12 der Bayerischen Versammlungsstättenver-ordnung in 
Versammlungsstätten für 1.000 Besucher derzeit nur 12 Da-mentoiletten, aber 20 
Herrentoiletten (8 Toiletten und 12 Urinale) vorsieht, sieht der geltende § 12 Muster-
Versammlungsstättenverordnung für 1.000 Besucher paritätisch 14 Damentoiletten und 14 
Herrentoiletten (5 Toiletten und 9 Urinale) vor. Die Richtlinie VDI 6000 Blatt 4 sehen für 1.000 
Besucher bei hoher Gleichzeitigkeit der Nutzung – z.B. bei Theateraufführungen – paritätisch 
18 Damentoiletten und 18 Herrentoiletten (6 Toiletten und 12 Urinale) vor. Bei mittlerer Gleich-
zeitigkeit – z.B. bei Tagungen mit mehreren Veranstaltungen – werden paritätisch 12 
Damentoiletten und 12 Herrentoiletten (4 Toiletten und 8 Urinale) vorgesehen. Lange Schlan-
gen vor Damentoiletten sind also derzeit in Bayern wahrscheinlicher als in Nordrhein-Westfa-
len. 
Vor dem Hintergrund der seit Januar 2017 zur Anwendung kommenden VDI-Richtlinie wird für 
Nordrhein-Westfalen kein Anpassungsbedarf gesehen.  
 


